
I N H A L T

Zwiebeln Sie  
Frau Sowa
GAL-OB-Kandidatin Ursula 
Sowa stellte sich den Fragen 
der BürgerInnen.
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Stühlerücken an 
Bambergs Schulen
Der Beschluss des Bayeri-
schen Landtags, Teilhaupt-
schulen zu schließen, wird 
auch Bamberg betreffen. 
Zahlreiche Klassenjahrgänge 
von Grund und Hauptschu-
len müssen wohl hin und 
her verschoben werden. 
Das heißt auch: längere und 
gefährlichere Schulwege für 
die Kinder.
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Ohne Ausbildung 
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Jugendarbeitslosigkeit.

Seite 5

Rathausma†in
Kamm und Schere in der VHS 
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Ka Geld für Bambercher 
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Wünsch dir was!
oder: Finanzpolitik im Bam-
berger Rathaus. Der Stadtrat 
fasst munter Beschlüsse über 
Projekte und Investitionen, 
sichert aber nicht ihre Finan-
zierbarkeit ab.
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Gaspreiserhöhung 
– Nicht mit uns!
Die Stadtwerke erhöhen ihre 
Gaspreise um 20%. Die GAL 
ist skeptisch, ob das gerecht-
fertigt ist und gesetzlichen 
Vorschriften entspricht. GAL-
Empfehlung: Gaspreise nur 
unter Vorbehalt zahlen!

Seite 7

In der †euse:
Gesicherte Leere im Histori-
schen Museum
Flotte Verträge mit fatalen 
Fehlern
Selbstherrlichkeit an der 
Regnitz
Klerikal-elegante Personal-
entsorgung

Seite 8

N o v e m b e r / D e z e m b e r  2 0 0 5

G r ü n  A l t e r n a t i v e  Z e i t u n g

N
r.

6
5

 

Betrachtet man Bamberg mal aus der 
Vogelperspektive, ist das Stadtgebiet 
mit Bade- und Schwimmmöglichkeiten 
ziemlich gut ausgestattet: Vom Gau-
stadter Bad im Westen bis zum Sta-
dionbad im Osten, vom Hallenbad in 
der nördlichen Innenstadt über das 
kleine Hainbad bis hin zu den priva-
ten Vereinsbädern in Bug (Schwimm-
verein und Neptun). Niemand in Bam-
berg hat es allzu weit, um seine einfa-
chen Grundbedürfnisse an sommerli-
cher Erfrischung und Schwimmmög-
lichkeiten zu befriedigen.

Doch diese bescheidene Idylle ist ge-
fährdet, denn die Bamberger Stadtrats-
mehrheit holt zum großen Schlag auf 
die Bamberger Bäderlandschaft aus. 
Ziel ist ein neues, großes und hyper-
modernes Hallenbad mit Fun-Charak-
ter und Wellness-Angebot direkt ne-
ben dem Stadionbad. 18 bis 20 Milli-
onen wollen die Mehrheitsfraktionen 
sich das kosten lassen, von den zu er-
wartenden Folgekosten ganz zu schwei-
gen. Dafür will man das Hallenbad am 
Margaretendamm möglicherweise ab-
reißen und das dortige Grundstück als 
Bauland verkaufen.

Erste Löcher im 
Bäder-Netz
Wenn diese Pläne umgesetzt werden, 
sind fatale Folgen für die Freizeitqua-
lität der Stadt vorprogrammiert: Weg 
von einem stadtteil- und alltagsorien-
tierten Angebot für alle Bürger und 
Bürgerinnen, hin zum teuren (und für 
viele zu teuren) Event-Badeerlebnis am 
Stadtrand.

Erst in letzter Zeit zeigen zwei Ent-
scheidungen diesen neuen Trend auf: 
Das Schwimmbad im Aufseesianum 
(Aufseesgasse beim Michelsberg), von 
vielen Schulen, Vereinen und Privat-
lehrkräften für Schwimmkurse genutzt, 
wurde wegen Sanierungsbedürftigkeit 
geschlossen, und die Stadt sah sich 
trotz zahlreicher Hilferufe der Betrof-
fenen nicht genötigt, den Erhalt finan-
ziell zu unterstützen. Dann beschloss 
der Stadtrat das Aus für das Stadt-
bad Geyerswörth – trotz nachhaltiger 
Proteste (insbesondere durch die gro-
ße Resonanz auf die Handtuch-Sam-
mel-Aktion von GAL-Stadträtin Ulri-
ke Heucken). Die einstmals städtische 
Innenstadtsauna wird ersatzlos gestri-
chen, die Räume gehen an den Tou-
rismus- und Kongress-Service. Damit 
sind zwei kleine und einfache, aber für 
viele Nutzer und Nutzerinnen wohn-
ortnahe Einrichtungen verloren gegan-
gen – das Netz der Bamberger Bäder 
hat erste Löcher bekommen.

Gaustadter Freibad 
Opfer des  
Spaßbadmonsters?

Und so soll es nun weitergehen! Dem 
Hallenbad am Kanalufer, das für viele 
Innenstadt-Bewohner und -Bewohne-
rinnen ein wichtiger Freizeitfaktor ist 
und mit dem Bus für alle BambergerIn-
nen gut erreichbar ist, droht die Abriss-
birne. Und das, obwohl der typische 
Bau aus den 60er Jahren jetzt auch offi-
ziell in die Denkmalliste des Freistaats 
Bayern aufgenommen wurde.

Stattdessen soll das Stadionbad – so-
eben erst aufwändig und teuer zum 
Spaßbad saniert – um ein wiederum 
aufwändiges und teures Spaßhallen-
bad erweitert werden. So viel Spaß ist 
kaum noch zu ertragen. Zumal sich 
die Eintrittspreise, laut Voraussagen 
der Stadtwerke, verdreifachen werden. 

Da werden die Menschen in Bamberg-
Ost schlucken, die sich heute noch ver-
ständlicherweise über die neuen Aus-
sichten in nächster Nähe freuen.

Und das Hallenbad wird nicht das 
einzige Opfer des Spaßmonsters sein 
– auch wenn alle spaßbadfanatischen 
Stadtratsfraktionen vollmundig das 
Gegenteil verkünden: Bei 18-20 Mio 
Euro Neubaukosten wird für eine Sa-

nierung des Gaustadter Freibads kein 
Geld mehr übrig bleiben, und mag die-
se auch noch so bescheiden sein. Das 
einfache Stadtteilbad mit seinem 50er-
Jahre-Charme passt einfach nicht in 
den Trend, dem die Mehrheit im Bam-
berger Rathaus verfallen ist: Event, 
Fun und Superlative. Doch damit ist 

man überhaupt nicht mehr „trendy“, 
denn die aktuelle Freizeitforschung 
stellt zunehmend eine Nachfrage nach 
kleinen und überschaubaren Einrich-
tungen in Wohnortnähe fest.

Statt Event und Fun: 
einfach baden gehen
Auf diese Weise wird eine wesentliche 
Stärke der Bamberger Bäderlandschaft 
aufgegeben: Das Bäderangebot ist de-
zentral, wohnort- und alltagsnah orga-
nisiert, es befriedigt auf einfache Wei-
se die verschiedenen Bedürfnisse von 
Bürgern und Bürgerinnen jeden Alters, 
ist mit Stadtteilstrukturen mitgewach-
sen und berücksichtigt auch Traditio-
nen und emotionale Bindungen. Das 

zu pflegen, wäre Aufgabe der Stadt, 
und nicht, im überregionalen Wettbe-
werb der Fun-Freizeitbranche mitzumi-
schen. Zumal jüngste Analysen bereits 
auf eine Überfrachtung des oberfränki-
schen Bäder-Angebots hinweisen, wes-
halb die Hoffnung der Stadtwerke auf 
massenhafte und zahlungswillige Besu-
cherströme aus dem Umland äußerst 
fragwürdig ist.

Nicht nur zusätzlicher Verkehr aus 
dem Umland wäre am Stadion neu 
zu bewältigen, auch innerstädtisch kä-
me einiges ins Rollen. Die Schulen der 
Innenstadt warnen bereits, wie um-
ständlich es ist, für ihre Schwimmstun-
den bis zu einem Hallenbad am Stadi-
on zu fahren – mal abgesehen von den 

Transportkosten, die der Schulauf-
wandsträger, also die Stadt, zu tragen 
hätte. Man stelle sich auch vor, wie ei-
ne Mutter mit zwei Kindern und Bade-
gepäck sich vom Cherbonhof auf den 
Weg zum Stadion macht – bestimmt 
nicht per Fahrrad, und vermutlich 
auch nicht mit dem Bus.

Hallenbad-Sanierung 
und Naturbad 
Gaustadt

Dabei gäbe es Alternativen zu den 
hochtrabenden Plänen von Neller, 
Starke & Co. Bereits vor sieben Jah-
ren ließ die Stadt eine detaillierte Stu-

Gehen Bambergs Bäder baden?
Die Stadtratsmehrheit glaubt, Bamberg (und sich selbst) mit dem 
Neubau eines Hallenbads am Stadion schmücken zu müssen. 
Doch das geplante Spaßbadmonster ist nicht nur teuer, sondern 
es würde auch definitiv das Aus für das Hallenbad am Margare-
tendamm bedeuten und langfristig auch dem Gaustadter Freibad 
den Todesstoß versetzen. Dabei liegen Alternativvorschläge auf 
dem Tisch, die kostengünstiger sind, dezentrale Strukturen be-
wahren und den Freizeitwert der Stadt überall und für alle Bam-
berger und Bambergerinnen sichern.

So könnte ein saniertes und attraktiveres Hallenbad aussehen, mit Außenbecken, Erlebnisbecken, Saunabereich, Rutsche usw. 
(aus: Studie Bäderkonzept Bamberg, plafog/Hölzlein, 1998)

Aus dem Fitnessprogramm Innen-
stadt Bamberg (im Rahmen des „Vi-
tal Cities“-Projekts INTERREG II):
„Zukünftige Antworten: Modernes 
Hallenbad an einem zentralen Stand-
ort (Innenstadt) (…)“

Fortsetzung Seite 2

Gaustadter Freibad: Bei einer Umfrage des Bürgervereins schätzten viele Gäste 
vor allem günstige Eintrittspreise, Schlichtheit, idyllische Lage und Wohnortnä-
he.                                                                                                                Photo: Erich Weiß
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die zur Zukunft der Bamber-
ger Bäder erstellen (plafog/Hölz-
lein, 1998). Darin wird das Hal-
lenbad am Margaretendamm 
als technisch sanierungsbedürf-
tig, aber ausbaufähig bezeichnet, 
ein Abriss wird ausdrücklich als 
„unverhältnismäßig“ abgelehnt. 
Eine Sanierung mit Attraktivi-
tätssteigerung wurde damals auf 
18,5 Mio DM (!) beziffert und 
dürfte auch heute bei der Hälfte 

der Kosten für einen Hallenbad-
neubaus liegen.

Die in der Studie genann-
ten Maßnahmen klingen verlo-
ckend: Kinderplanschbecken, 
Großwasserrrutsche, Ruhegale-
rie und Bistro, Sauna mit Sau-
nagarten und Saunasee. Außer-
dem wird ein Warmwasser-Au-
ßenbecken mit Sonnenterrassen 
hin zum reizvollen Kanalufer 
vorgeschlagen. Es handelt sich 
um angemessene und größten-

Fortsetzung von Seite 1

Er hat ein hartes Los: Kei-
ner will ihn. Und wenn ihn 
doch mal jemand hat, dann 
will er ihn schnellstmög-
lich loswerden. Die Rede 
ist vom „Schwarzen Peter“. 
Allerdings nicht (nur) vom 
gleichnamigen Kinderkar-
tenspiel. Sondern (auch) 
von der Bamberger Kom-
munalpolitik, bei der die 
WählerInnen am 12. März 
2006 die Karten neu mi-
schen.

Schon jetzt aber sorgt die 
CSU für ein paar unterhalt-
same Spielchen. Die hatte 
nämlich die geniale Wahl-
kampfidee, für ihren OB-
Kandidaten gleichen Vor-
namens eine nach dem er-
wähnten Kartenspiel be-
nannte Biermarke zu kre-
ieren. Ob sie sich wunder-
te, dass die nahe liegenden As-
soziationen von der FT-Lokalre-
daktion und etlichen Leserbrief-
schreibern begierig aufgegriffen 
wurden, ist nicht bekannt.

Was dagegen schon verwun-
dert: Die CSU selbst scheint ih-
ren Slogan sehr ernst zu neh-
men – und den Schwarzen Peter 
nicht so recht zu mögen. Von 
gewichtigen Persönlichkeiten in 
Unionsreihen wird ja schon lan-
ge eine Vorliebe für die GAL-
Kandidatin Ursula Sowa kol-
portiert. Und vom CSU-Kreis-
vorsitzenden Christian Lange 
ist bekannt, dass er für den OB-
Posten im Grunde nur einen für 
qualifiziert hält: sich selbst.

Dementsprechend zwiespältig 

fiel der Versuch aus, Neller bei 
seiner Präsentation als OB-Kan-
didat als sicheren Steuermann 
durch die Untiefen der Bamber-
ger Kommunalpolitik darzustel-
len. Lange griff dem CSU-Kan-
didaten unverhohlen ins Ruder 
(siehe Foto im Zeitungsausriss) 
– so recht zutrauen mag er ihm 
die schwere Aufgabe offenbar 
nicht.

Zuvor hatte Lange seine Ge-
ringschätzung für den Schwar-
zen Peter dem FT geradezu in 
den Notizblock diktiert: „Peter 
Neller wird an seiner Aufgabe 

Der „Schwarze Peter“: 
Keiner will ihn!

wachsen und er kann lernen.“ 
(FT, 9.7.05) Dass das Amt des 
Oberbürgermeisters ein Lehrbe-
ruf sein soll, werden die Wäh-
lerInnen mit einiger Überra-
schung zur Kenntnis nehmen. 
Und auf einen Schwarzen Peter 
als Lehrling dankend verzich-
ten.

Dem Wahlvolk bleibt der 
Trost: Anders als beim Karten-
spiel muss es bei der OB-Wahl 
nicht dem Zufall vertrauen. Den 
Schwarzen Peter kann man am 
12. März durch gezielte Stimm-
abgabe loswerden …

Ausschnitt aus dem FT-Artikel vom 1.8.2005 über die Kreisver-
treterversammlung der CSU zur Aufstellung des OB-Kandidaten 
Peter Neller: Wer hält denn nun das Steuer in der Hand?

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

Im August beantragte die GAL-Fraktion, dass sich der neue Leiter des Stadtplanungs-
amts, Herr Harald Lang, mit seinen Arbeitszielen dem Stadtrat vorstellen solle. Wir sind 
(man kennt uns ja) einfach neugierig, was der Mann sich so denkt, wie sich die Stadt 
entwickeln soll, welche Bau- oder Gewerbegebiete seiner Meinung nach weiter auszu-
bauen sind, wo man welche Verbesserungen beim Verkehr erreichen könnte, wie die 
Zukunft der Innenstadt aussehen soll usw.
Sie haben auch ganz schnell auf unseren Antrag geantwortet, wofür wir dankbar sind. 
Aber Ihre Antwort als solche hat uns dann doch sehr erstaunt. Sie schreiben, dass Herr 
Lang „Laufbahnbeamter“ sei und nach den „Weisungen“ von Baureferent, Oberbürger-
meister und Stadtrat zu handeln habe. „Eigene Ziele“ dürfe er daher „nach außen hin 
und gegenüber dem Bausenat“ nicht darstellen.
Jetzt sind wir schon etwas verwundert darüber, dass unterhalb der OB- und Referenten-
ebene in der Stadtverwaltung offenbar das Denken verboten ist. Laufbahnbeamten 
dürfen gewissermaßen laufen, aber nicht denken? Zumindest sollen sie nicht über 
„Ziele“ nachdenken. Eine Laufbahn ohne Ziel also?
Oder sollen wir das so verstehen, dass die Laufbahnbeamten nur nicht „nach außen“ 
bemerkbar denken dürfen? Denken ist im Rathaus Bamberg sozusagen nur heimlich 
und hinter verschlossenen Türen gestattet – der Laufbahnbeamte als zielloser Schreib-
tischdenker! Und nicht einmal der Bausenat soll mit solchen - aus Ihrer Sicht, Herr 
Oberbürgermeister – offenbar überfl üssigen Gedanken und Zielen belästigt werden.
Ach herrje, wir fi nden das echt schade. Wir haben nämlich den Eindruck, dass sich in 
der Verwaltung durchaus viele denkfreudige Leute mit Zielen im Kopf befi nden. Die 
müssen ja ganz schön aufpassen, dass sie ihre Laufbahn nicht gefährden …

Mit enttäuschten, aber selbstverständlich freundlichen Grüßen

S t a d t r a t s f r a k t i o n

Bamberg, im November 2005

Betrifft: „Denken in der Verwaltung“

teils nicht überzogene Moderni-
sierungsvorschläge, um das zu-
gegebenermaßen leicht ange-
staubte und defizitäre Hallen-
bad sommers und winters at-
traktiver zu machen.

Und für das Gaustadter Bad 
hat die GAL bereits seit länge-
rer Zeit eine Naturbad-Sanie-
rung vorgeschlagen. In Natur-
bädern wird das Wasser nicht 
mehr durch Chemie-Zusätze 
rein gehalten, sondern reinigt 
sich selbst auf biologische Wei-
se, indem es ein gesondertes 
Becken mit speziellen Wasser-
pflanzen und –tieren durchläuft. 
Dadurch können die jährlichen 
Betriebskosten um rund 20.000 
Euro gesenkt werden. Eine Ge-
neralsanierung des Gaustadter 
Bads würde (nach Angaben der 
Stadtwerke) 2,2 Mio Euro kos-
ten und wäre durchaus finan-
zierbar.

Frisierte Kosten-
kalkulationen
Aber mit den Finanzen nimmt 
es der Stadtrat mal wieder nicht 
so genau. Einige führende Stadt-
ratsmitglieder wollen sich of-
fenbar mit dem Hallenbad ein 
Denkmal setzen, koste es, was 
es wolle – und die Stadtwerke 
machen mit. Da werden in gro-
ben Kostenprognosen die Zah-
len schon mal so hingerechnet, 

Fragwürdige Umfrage
„Sie können mitentscheiden! Ihre Meinung ist uns wichtig!“ So 
betitelten die Stadtwerke eine Bürgerumfrage. Abgefragt wur-
de, was sich die Bürger und Bürgerinnen für das „neue“ Hallen-
bad wünschen – so als wäre der Neubau schon fest beschlosse-
ne Sache, und so als wäre das alles keine Frage des Geldes. Vom 
Sprungturm bis zur Aqua-Aerobic konnten die Befragten sich 
quasi per Wunschzettel alles „bestellen“.
Bezeichnenderweise waren nur Wünsche gefragt – Lob für Beste-
hendes war nicht erwünscht, Zufriedenheit mit dem Ist-Zustand 
konnte nicht angekreuzt werden – kein Raum also für wunschlos 
glückliche BürgerInnen. Und schon gar nicht für kritische! Denn 
wer sich erhofft hatte, auch über Konsequenzen mitentscheiden 
zu dürfen, wurde enttäuscht. Ob man, um den Neubau zu finan-
zieren, z.B. alle Baumaßnahmen in Bambergs Schulhäusern zu-
rückstellen möchte, außerdem auf das Park-Leit-System und die 
Kronacher Straße verzichten würde und dann vielleicht noch Zu-
schüsse zur Denkmalsanierung sparen möchte – eine solche Fra-
ge wurde nicht gestellt. Ebenso wenig wie die Frage, wie viel Ein-
tritt man denn zu zahlen bereit wäre.
Bürgerbeteiligung ist eine feine Sache, aber sie darf nicht von 
vorneherein einseitig sein.

wie es passt. Die aktuellen Kos-
ten für ein umfassendes Aufpep-
pen des Hallenbads am Marga-
retendamm schätzt Stadtwerke-
Leiter Rubach auf 14 Mio Euro, 
also um ganze 5 Mio höher als 
in der Studie von 1998. Hinge-
gen erwartet er für ein saniertes 
Gaustadter Freibad immer noch 
die gleichen Kosten wie vor sie-
ben Jahren. Klarer Fall: Eine 
Hallenbad-Sanierung, die man 
nicht will, wird künstlich hoch-
gerechnet, um bessere Gegenar-
gumente zu haben.

Dagegen gönnen sich Stadt-
werke, Stadtratsmehrheit und 
OB Lauer bei dem Hallenbad-
Neubau komfortablere Zahlen: 
Das Grundstück will die Stadt 
mal eben so kostenlos zur Ver-
fügung stellen, obwohl dessen 
Wert selbstverständlich mit zu-
sätzlichen Millionen in die Inves-
titonssumme eingerechnet wer-
den müsste. Und bei den jähr-
lichen Betriebskosten geht man 
von einer fantastischen Steige-
rung der Besucherzahlen um 
100% aus, bei einem dreimal hö-
heren Eintrittspreis.

Doch weiter aufs Glatteis der 
Fakten wagt sich die Stadtwerke-
Leitung unter Aufsicht von OB 
Lauer bisher nicht. Ein Power-
Point-Vortrag von Geschäfts-
führer Rubach, der etwas de-
taillierter auf die Finanzen ein-
ging, wird unter Verschluss ge-

halten. Eine Anfrage der GAL-
Fraktion, den Vortrag auf Pa-
pier oder als Datei zur Verfü-
gung zu stellen, wurde abschlä-
gig beschieden. Und das, ob-
wohl es sich um einen Vortrag 
in öffentlicher Stadtratssitzung 
handelte. Da haben gewisse füh-
rende Köpfe ganz offensichtlich 
Angst, dass ihnen ihre Zahlenlo-
gik noch ganz schön um die Oh-
ren fliegt.
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Haben Sie innovative Ideen, mit 
denen Sie die Stadtkasse wieder 
füllen wollen?
Andrea Strätz, Architektin

Der wichtigste Grundsatz, den 
ich in der Bamberger Haushalts-
politik vermisse, ist Aufrichtig-
keit. Im Stadtrat wird derzeit 
mehrheitlich ein Projekt nach 
dem anderen beschlossen, ob-
wohl dafür kein Geld da ist. Das 
ist Augenwischerei gegenüber 
den Bürgern und Bürgerinnen. 
Zunächst einmal muss – ganz 
unpopulär, aber aufrichtig – ge-
sagt werden, dass wir uns vieles 

nicht leisten können, um lang-
fristig die Stadtkasse wieder flott 
zu machen.

Ich persönlich habe mich 
schon als Bundestagsabgeordne-
te bemüht, Gelder für die Welt-
kulturerbestadt auf Bundesebe-
ne abzurufen. Sowohl das Bau-
ministerium als auch die Kultur-
staatsministerin und die Deut-
sche Stiftung Denkmalschutz 
hatten dafür offene Ohren. Lei-
ter hat Oberbürgermeister Lau-
er meinen Kontakten keine Ta-
ten folgen lassen – ein Antrag 
auf Mittel der Deutschen Stif-
tung Denkmalschutz wurde bis 
heute nicht gestellt.

Wie wird die finanzielle Aus-
stattung der Sportvereine aus-
sehen? Gibt es da wieder Geld?
Jörg Stahlmann, Lehrer

Es ist ja nicht so, dass Sportver-
eine derzeit kein Geld erhalten. 

2005 wurden 645.000 Euro be-
reitgestellt, allein an Zuschüssen 
für Sportvereine. Dazu kommen 
dann noch die Unterhaltskosten 
für stadteigene Sportstätten wie 
Volkspark, Sportzentrum Gau-
stadt, Bäder usw., von denen 
die Vereine ja auch profitieren. 
Ich halte die Arbeit von Sport-
vereinen für wichtig und diese 
finanzielle Unterstützung auch 
für gerechtfertigt, aber ich will 
auch ehrlich sein: Mehr ist an-
gesichts der miserablen Haus-
haltslage nicht drin. Die Stadt 
muss ja neben den Sportverei-
nen auch noch andere Vereine 

(soziale, kultrurelle, Jugendver-
eine usw.) untersützten.

Was ich aber dringend für nö-
tig halte, ist eine Überarbeitung 
der Sportförderrichtlinien. Ich 
würde mir wünschen, dass ein 
Verein Geld bekommt, weil er 
gute Arbeit leistet und nicht weil 
es halt schon immer so ist. Kri-
terien sollten sein: Jugendarbeit, 
bei Fußballvereinen z.B. Förde-
rung von Mädchen-Fußball, Ak-
tionen zur Integration von Bür-
gerInnen ausländischer Her-
kunft, Stadtteilarbeit, eine natur-
nahe Gestaltung der Sportstät-
ten, Umweltschutz und Ener-
giesparmaßnahmen im Vereins-
haus usw.

Welche Maßnahmen würden 
Sie ergreifen gegen das Sterben 
alteingessessener Geschäfte in 
der Innenstadt Bambergs und 
gegen deren Ersetzung durch 
die überall gleichen Ketten?
Dr. Stephan Link, Lehrer

Die Ketten kommen ja deshalb 
in die Innenstadt, weil sie als 
einzige noch in der Lage und be-
reit sind, hohe Mieten zu bezah-
len. Man muss also bei den Ver-
mietern ansetzen – mit Überzeu-
gungsarbeit – dass auch sie ver-
antwortlich sind für die Gestalt 
und Qualität unserer Stadt. Die 
Stadt könnte hier als Vermittle-
rin und Moderatorin auftreten.

gen gehört dazu, ebenso wie et-
wa ein Beschwerdemanagement 
im Rathaus, das Beschwerden 
von BürgerInnen bearbeitet und 
in Verbesserungen umsetzt. Der 
Stadtrat sollte regelmäßig Gele-
genheit zu Bürgerfragen am Be-
ginn seiner Sitzungen bieten und 
es sollten auch viel öfter Bürger-
versammlungen abgehalten wer-
den – und zwar gezielt in den 
einzelnen Stadtteilen.

Außerdem ist der Entwick-
lung dringend Einhalt zu ge-
bieten, dass immer mehr Ent-
scheidungen ausgelagert wer-
den, in Aufsichtsräte, Stiftungen 
usw. Hier kann der Stadtrat nur 
noch in begrenztem Maße Ein-
fluss nehmen und die BürgerIn-
nen können gar nicht mehr teil-
haben, denn all diese Gremien 
tagen nicht öffentlich. So wird 
Stadtpolitik bürgerfern, sie legt 
Mehltau an, die Motivation der 
BürgerInnen, sich für ihre Stadt 
zu engagieren, geht verloren.

Was halten Sie von der Einfüh-
rung eines Jugendparlamentes?
Wolfgang Ballinger

Viel – wenn diese Forderung 
von Jugendlichen eingebracht 
wird. Von der Einrichtung eines 
Jugendparlamentes einfach so 
„von oben“ halte ich nichts, das 
müssen die Jugendlichen selber 
in die Hand nehmen, sonst wird 
es nur ein weiteres Bürokra-
tiemonster. Zuerst sollte also ei-
ne Jugendversammlung abgehal-
ten werden, bei der die Jugend-
lichen selbst diskutieren, was sie 
wünschen. Die Stadt sollte so of-
fen sein, dass sie einen auf die-
se Weise erarbeiteten Vorschlag 
der Jugendlichen dann auch si-
cher weiterverfolgt.

Wie soll es in Zukunft mit den 
Bamberger Schulen weiterge-
hen ?
Frau P.

Die Schulen haben bei mir obers-
te Priorität. Auch wenn die städ-
tischen Gelder knapp sind, man 

in vielen Bereichen sparen muss, 
bei den Schulen würde ich den 
Rotstift nicht ansetzen. Schon in 
meiner Zeit als GAL-Stadträtin 
habe ich immer wieder – und 
meistens vergebens – notwendi-
ge Investitonen angemahnt. Be-
sonders die städtischen Schulen 
dürfen nicht ausgehungert wer-
den. Es muss Ziel der Stadt sein, 
dass jedes Kind die Bildung be-
kommen kann, die es braucht. 
Wenn das z.B. bedeutet, dass 
an der Wirtschaftsschule mehr 
Klassen eingerichtet werden 
müssen, weil dort die Nachfrage 
so groß ist, dann muss das die 
Stadt tun.

Wie stehen Sie zum Umkippen 
der Stadtratsmehrheit in Sa-
chen Mobilfunkmoratorium?
Frau R.

Ich als Oberbürgermeisterin wä-
re da mutiger und würde mich 
von den Mobilfunkfirmen nicht 
einschüchtern lassen. Das wä-
re mir die Gesundheit der Bam-
bergerInnen wert. Der richti-
ge Weg war der Beschluss, ein 
Gutachten erarbeiten zu lassen, 

das die Strahlung für alle mi-
nimiert. Dass der Stadtrat nun 
eingeknickt ist, diesen Beschluss 
aufgehoben hat und nun doch 
mehr oder weniger allen Wün-
schen der Mobilfunkbetreiber 
nachkommt, ist fatal. Vor allem 
signalisiert es den Firmen, dass 
sie letztlich doch alles bekom-
men werden, was sie wollen. 
Die Stadt sollte vielmehr mit ge-
ballter Bürgerkraft den überzo-
genen Ansprüchen dieser Fir-
men die Stirn bieten.

Was wird sich verändert haben 
nach sechs Jahren Oberbürger-
meisterin Sowa?
Andrea Strätz, Architektin

Es wird sich hoffentlich viel ver-
ändern, aber ich will einfach 
mal einen zentralen Punkt her-
ausgreifen. Alle Bamberger und 
Bambergerinnen werden täglich 
den Unterschied merken, wenn 
sie ihre Wege durch Bamberg 
machen. Wichtige Maßnah-
men des Verkehrsentwicklungs-
plans werden endlich umgesetzt 
sein: Es gibt viele neue Busspu-
ren, die den Bus zum schnells-
ten Verkehrsmittel in die In-
nenstadt machen, dazu viele gut 
ausgebaute Radwege und ver-
kehrsberuhigte Bereiche in der 
Innenstadt. Es wird endlich ei-
nen Verkehrsverbund mit dem 
Landkreis geben, der seinen Na-
men verdient hat, so dass auch 
die UmlandbesucherInnen be-
vorzugt mit dem Bus in die In-
nenstadt kommen. Erhöhte 
Ruß-, Benzol- und Feinstaub-
werte gehören der Vergangen-
heit an und die BewohnerInnen 
im Zentrum müssen nicht mehr 
um ihre Gesundheit bangen.

Mehr Busspuren, weniger „Mehltau“  
und viel weiblicher Charme
Unter dem Motto „Zwiebeln Sie Fau Sowa“ lud die 
Bamberger GAL Bürger und Bürgerinnen ein, Fragen 
an die Oberbürgermeisterkandidatin der GAL zu stel-
len. Hier eine Auswahl der Fragen – natürlich mit den 
Antworten von Ursula Sowa.

Zwiebeln Sie Frau Sowa!
Wenn Sie Fragen direkt an die 
GAL-OB-Kandidatin haben: Ge-
legenheit gibt es immer:
• montags, 17 Uhr im Rondo-
Café am Schönleinsplatz
• mittwochs, 16 Uhr in der 
Gaststätte „Am Schlachthof“ 
(Lichtenhaidestraße)
• samstags, 11 Uhr im Café 
Müller (Austraße)

Zur Person:
Ursula Sowa, geb. 1957
Architektin
drei Kinder (20, 17, 15 Jahre)
Mitglied des Bundestags 
2002 bis 2005
Mitglied im Bamberger 
Stadtrat 1990 bis 2002

Ursula Sowa mit Bürgerinnen und Bürgern beim montäglichen Polit-Rondo im Rondo-Café am 
Schönleinsplatz.                                                                                                                Photos: Michael Schilling

Die Mieten können auch da-
durch beeinflusst werden, dass 
wir die knappen 1A-Geschäfts-
lagen (Fußgängerzone) auswei-
ten und attraktive 1B- und 1C-
Lagen schaffen. Die Mieten in 
der Fußgängerzone sind ja auch 
deshalb so hoch, weil es die bes-
te – weil autofreie – Geschäfts-
lage ist, wo Einkaufen, Bum-
meln und Flanieren Spaß macht. 
Solch ein attraktives Einkaufs-
flair brauchen wir in vielen Stra-
ßen. D.h. wir müssen bei der 
Verkehrspolitik endlich Nägel 
mit Köpfen machen.

Es wäre auch zu prüfen, ob die 
Stadt ihre Zuschüsse zur Denk-
malsanierung nicht an Aufla-
gen binden kann. Also Zuschüs-
se für die Sanierung eines Ge-
schäftshauses nur dann, wenn 
der Hauseigentümer an einen 
mittelständischen Betrieb ver-
mietet.

Wie stellen Sie sich Gestaltung, 
Vitalisierung oder Revitalisie-
rung der Sandstraße vor?
Peter Makowsky, Vorstand Jazz-
club

Leider wurde erst vor kurzem 
wieder eine Entscheidung zum 
Nachteil der Sandstraße ge-
troffen: die neue Verkehrsfüh-
rung im Maienbrunnen bringt 
zur Zeit noch mehr Verkehr in 
die Sandstraße als dort ohnehin 
schon ist. Dabei wäre das wich-
tigste eine durchgreifende Ver-
kehrsberuhigung, die Anliefer- 
und Anwohnerverkehr zwar zu-
lässt, aber Durchgangsverkehr 
aus dem Sand draußen hält.

Das wäre die Grundvoraus-
setzung dafür, dass der Sand 
wieder ein besseres Wohngebiet 
für Familien wird, dass Gastro-
nomie mehr Straßenraum nut-
zen könnte, dass die Sandstra-
ße als Fortsetzung der Einkaufs-
stadt wahrgenommen würde.

Für ganz vielversprechend 
halte ich die Vorbereitenden 
Untersuchungen für das Sanie-
rungsgebiet Sand, die derzeit 
laufen. Hier werden Vorschläge 
tatsächlich zusammen mit den 
Bürgern und Bürgerinnen vor 
Ort entwickelt – so stelle ich mir 
Stadtentwicklung vor.

Was ist ein Manko in Bamberg 
und wie wollen Sie es beheben?
Herr S.

Die Stadtpolitik selbst ist ein 
großes Manko: Sie ist für die 
BürgerInnen oft undurchsichtig 
und unverständlich. Das kommt 
vor allem daher, das Stadtrat 
und Stadtverwaltung oft als Ge-
genüber der BürgerInnen gese-
hen werden. Ich möchte hier ei-
nen Klimawechsel. Mein Ziel ist 
ein Miteinander von Verwal-
tung, Politik und Bürgerschaft, 
so dass die Kompetenzen, die 
bei allen, eben auch bei den Bür-
gerInnen vorhanden sind, sich 
gegenseitig sinnvoll ergänzen. 
Die Beteiligung von BürgerIn-
nen an den Haushaltsberatun-
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Offiziell wollen CSU-Landtags-
mehrheit und Stoiber-Regierung 
die „Konkurrenzfähigkeit der 
Hauptschulen stärken“, so der 
Landtagsbeschluss vom 22. Ju-
li 2004. Doch in Wahrheit geht 
es um Kosteneinsparung. Die 
rückläufigen Schülerzahlen wer-
den nicht etwa genutzt, um an 
Hauptschulen eine bessere För-
derung durch kleinere Klassen 
zu gestalten. Vielmehr wird es 
diese Reform noch leichter ma-
chen, möglichst große Klassen 
zu bilden. So rechnet Finanz-
minister Faltlhauser im Doppel-
haushalt 2005/06 bereits fest mit 
der Streichung von 500 Haupt-
schul-LehrerInnenstellen. Und 
es ist nicht etwa so, dass das ge-
sparte Geld anderweitig zuguns-
ten der Hauptschulen ausgege-
ben wird.

Weitere Wege – 
größere Klassen
Auszubaden haben diese Bil-
dungspolitik der CSU die Schü-
ler und Schülerinnen: Sie haben 
noch längere Schulwege (vor al-
lem in ländlichen Bereich kann 
das gravierend sein) und sitzen 
in noch größeren Klassen. Aber 
auch für die Kommunen bleibt 
das nicht folgenlos: Sie müssen 
für höhere Schulbuskosten auf-
kommen, höhere Gastschulbei-
träge an Nachbargemeinden mit 
weiterbestehenden Hauptschu-
len zahlen und bleiben auf künf-
tig leer stehenden Schulhäusern 
sitzen, in deren Ausstattung sie 
unter Umständen noch vor kur-
zem investiert haben.

Mit der Umsetzung der 
Schreibtischbeschlüsse aus Mün-
chen werden die Kommunen al-
lein gelassen. Klar formuliert ist 
nur, dass „Neubaumaßnahmen 
vermieden werden“ müssen – 
denn aufgrund des neu in der 
Verfassung verankerten Kon-
nexitätsprinzips müsste der Frei-

staat die Kosten dafür überneh-
men, und das will die Stoiber-
Regierung natürlich keinesfalls.

Folgen für 
Bamberg
Auch in der Schulstadt Bam-
berg ist wohl demnächst ein gro-
ßes Stühlerücken zu erwarten. 
Das prophezeite Schulamtsdi-
rektorin Gisela Bauernschmitt 
in einer Sitzung des Stadtrats. 
Vier Teilhauptschulen gibt es 

derzeit in Bamberg: Luitpold-
schule, Kunigundenschule und 
Wunderburgschule bieten nach 
der Grundschule die Klassen-
stufen 5 und 6 (TH I); die Hei-
delsteigschule beherbergt neben 
den Grundschulklassen auch 
die Hauptschulklassen 7, 8 und 
9 (TH II).

Liest man das Konzept, das 
das Staatliche Schulamt auf An-
weisung der Regierung und mit 
der Maßgabe „Bildung durch-
gängiger Hauptschulen“ erstellt 

hat, hat man ohne große Phan-
tasie ein wüstes Durcheinander 
und Herumwuseln von Haupt-
schülerInnen (und auch von 
GrundschülerInnen) vor Au-
gen. Schulamtsdirektorin Gisela 
Bauernschmitt sprach sich denn 
auch deutlich gegen die geplante 
Umorganisation aus.

Die absehbaren Folgen für 
die Bamberger Schullandschaft 
sind:

• Die TH-SchülerInnen aus 
der Luitpoldschule würden an 
die Heidelsteigschule verlegt. 
Nachdem dann dort für die Hei-
delsteig-Grundschulkinder kein 
Platz mehr wäre, müssten die-
se an die Luitpoldschule wech-
seln. Für viele Kinder würde das 
einen längeren und gefährliche-
ren Schulweg bedeuten, vor al-
lem durch die ungesicherte und 

gefährliche Bahnunterführung. 
Mit der Auflösung der Luitpold-
TH-Schule wäre auch das ein-
zige Ganztagsangebot in Bam-
berg in Frage gestellt, in das die 
Stadt erst vor kurzem Geld in-
vestiert hat, und überdies wä-
re die Stadtmitte quasi „haupt-
schulfrei“.

• Die Kinder aus der Kunigun-
denschule, die jetzt nach der 4. 
Klasse noch zwei Jahre dort blei-
ben können und dann für die 
7.,8. und 9. Klasse die Erlöser-

Großer Verschiebebahnhof in 
der Schulstadt Bamberg
Die bayerischen Hauptschüler und Hauptschülerin-
nen sind die ungeliebten und vernachlässigten Kinder 
der bayerischen Staatsregierung. Das werden sie dem-
nächst erneut zu spüren bekommen – dann nämlich, 
wenn rund 470 Teilhauptschulen bayernweit geschlos-
sen werden. Auch in Bamberg wird das große Stühle-
rücken beginnen – Schulwege werden länger und ge-
fährlicher.

Grundschulkinder (hier Wunderburgschule) haben demnächst längere und gefährlichere Wege zu 
bewältigen.              Erich Weiß

n e i g e d
Stures Vertuschen

Die Spatzen pfeifen es von den Dächern: Der Warmuth-Pro-
zess wird von der Stadt nicht gewonnen. Saftige Schadens-
ersatzforderungen werden an der Stadt hängen bleiben 
– 3,9 Mio Euro stehen im Raum.
Aber dennoch prozessieren Oberbürgermeister Lauer und 
sein Proezessbevollmächtigter Dr. Heller munter weiter und 
versuchen, so gut es geht, Details geheim zu halten – „um 
die Verfahrensstrategie der Stadt nicht zu gefährden“, wie 
es so schön heißt. Nur mit Mühe und nur auf nachdrückliche 
Nachfragen hin waren sie bisher bereit, dem Stadtrat münd-
lich zu berichten. Aber auch das heißt noch lange nicht, dass 
der Stadtrat gut informiert wäre.
GAL-Stadträtin Ulrike Heucken hatte beispielsweise um 
Einsicht in die bestehenden Gerichtsurteile gebeten. Kein 
unangebrachtes Verlangen, handelt es sich bei einer Stadt-
rätin doch immerhin um eine vereidigte Mandatsträgerin 
und laut Gemeindeordnung um einen Teil der Verwaltung. 
Außerdem waren bisher alle Gerichtssitzungen öffent-
lich und wurden alle Urteile ebenso öffentlich verkündet. 
Doch OB Lauer verweigerte die Einsichtnahme – ohne jede 
Begründung!
Das sah man beim Landgericht anders. Der Landgerichtsprä-
sident stellte bei der GAL-Stadträtin ein „berechtigtes Inter-
esse“ fest und ermöglichte ihr deshalb selbstverständlich, 
die gewünschten Urteile im Wortlaut zu lesen. (Über ihre 
Erkenntnisse lässt sich leider an dieser Stelle nicht berich-
ten – selbstverständlich hält sich die GAL ordentlich an ihre 
Verschwiegenheitspflicht.)
Aber das mag ein kleines Licht darauf werfen, wie man im 
Rathaus versucht, die wahren Sachverhalte zu vertuschen, 
wohl in der Hoffnung, einen Skandal über die juristische 
Schlamperei im Rathaus doch noch zu vermeiden.
Lieber riskieren die Verantwortlichen in einer Instanz nach 
der anderen grandios zu scheitern, als zuzugeben, dass vor 
Jahren im Rathaus Mist gebaut wurde. Die Konsequenz ist, 
dass unser Stadtsäckel (also wir alle) am Ende nicht nur den 
ohnehin fälligen Schadensersatz aufbringen, sondern auch 
noch für sämtliche Berufungs-Pirouetten zahlen muss. Die 
Sturheit und Eitelkeit im Rathaus kommt diesmal teuer zu 
stehen.

schule besuchen, müssten schon 
ab der 5. Klasse dorthin.

• Die TH-SchülerInnen aus 
der Wunderburgschule müss-
ten zur Trimbergschule (der-
zeit Klassen 1 bis 9), die dorti-
gen Grundschulkinder wieder-
um zur Wunderburgschule. 
Auch hier negative Auswirkun-
gen auf den Schulweg, der nun 
in vielen Fällen über den Berli-
ner Ring führt. An der Wunder-
burgschule wäre daraufhin kein 
Platz mehr für Diagnose- und 
Förderklassen, die man nach 
Vorgaben des Ministeriums (zur 
Förderung der Integration) hier 
untergebracht hatte – sie müss-
ten zurück zur Pestalozzischule. 
Ob in der Trimbergschule über-
haupt soviel Platz geschaffen 
werden kann, ist angesichts der 
schon jetzt bestehenden Raum-
not fraglich. Möglicherweise 
müsste man einige Hauptschul-
klassen an die Erlöserschule aus-
lagern, aber die muss ja schon 
die Kunigunden-TH-Schule auf-

fangen und hat auch nicht end-
los Platz …

Kurzum: Was die bayerische 
CSU-Regierung fabriziert, ist 
rücksichtslose Sparpolitik und 
schulpolitischer Unfug. Dies als 
Stärkung der Hauptschulen zu 
bemänteln, ist eine Frechheit ge-
genüber allen Betroffenen. Üb-
rigens: Alle CSU-Abgeordneten 
aus der Region Bamberg (Beck, 
Müller, Rudrof) haben den Be-
schluss im Landtag mitgetra-
gen!
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Kamm und Schere 
in der VHS wieder 
willkommen
In der letzten † berichteten 
wir, dass die Bamberger Friseur-
innung mit einer Intervention 
erfolgreich war und es geschafft 
hatte, einen „Haarschneide-
kurs“ aus dem VHS-Programm 
streichen zu lassen. Inzwischen 
hat auf Initiative der GAL der 
VHS-Leiter Köhl ein Macht-
wort gesprochen: „Es darf wie-
der frisiert werden“. Die Bam-
berger Friseursalons werden 
nicht mehr vor einem Amateur-
kurs für schnippelfreudige Fa-
milienmütter beschützt. Im Al-
ten E-Werk müssen also künf-
tig Kamm und Schere nicht 
mehr am Eingang abgegeben 
werden …

Rathaus-Chefetage: 
Nichts fragen und 
nichts wissen
Wie üblich stellte die SPD-Stadt-
ratsfraktion auch bei den Haus-
haltsberatungen für 2005 ihren 
Lieblingsantrag, nämlich Strei-
chung der Zuschüsse für die 
Sammlung Ludwig, was de fac-
to auf eine Rückgabe der vom 

Sammler-Ehepaar Ludwig ge-
liehenen Porzellan-Ausstellung 
hinausläuft. Der Antrag wurde 
wie immer von der Stadtrats-
mehrheit abgelehnt.

Doch diesmal unterlief Ober-
bürgermeister Lauer ein klei-
ner Lapsus. Ihm ist die Bemer-
kung von der Zunge gerutscht, 
dass er für die Stadt Bamberg 
ohnehin schon einen unbefris-
teten Leihvertrag mit dem Ehe-
paar Ludwig unterzeichnet ha-
be – und zwar im Jahr 1999, als 
der zunächst auf fünf Jahre be-
grenzte Vertrag von 1994 (Er-
öffnung der Ausstellung) ende-
te. Eine Kündigung ist nur noch 
aus wichtigem Grund möglich.

Vor einer solchen langfris-
tigen Vertragsunterzeichnung 
mal beim Stadtrat nachzufra-
gen, hat OB Lauer offenbar 
wohlweislich unterlassen – ob 
er die jährlich nötigen Kosten 
für die Sammlung Ludwig für 
Peanuts hält?

Als der kulturpolitische GAL-
Sprecher Wolfgang Grader da-
raufhin bei einer Kultursenats-
sitzung Bürgermeister Hipe-
lius dazu befragen wollte – im-
merhin ist der ja als Kulturrefe-
rent für die Museen zuständig – 
meinte der nur: Er könne dazu 

gar nichts sagen, weil er damit 
nicht befasst sei.

Da hat’s selbst der GAL die 
Sprache verschlagen …

Brändleinscher  
3er-Flop
Wenn CSU-Stadtrat Brändlein 
im Stadtrat zur Antragskür an-
setzt, kann’s schon mal peinlich 
werden. Erst kürzlich wieder 
hat er mit drei Anträgen einen 
bravourösen Flop nach dem an-
deren gelandet.

Da war zunächst der Antrag, 
die Baumschutzverordnung auf-
zuweichen, damit im Stadtge-
biet mehr Bäume gefällt werden 
können, um wertvolle Blickbe-
ziehungen im Weltkulturerbe 
nicht zuwachsen zu lassen. Das 
Umweltamt klärte aber darüber 
auf, dass im Bereich der Aus-
sichten, die Brändlein so am 
Herzen liegen (Altenburg und 
Michelsberg) die Baumschutz-
verordnung gar nicht gilt. Doch 
Brändleins CSU-KollegInnen 
ließen ihren blamierten Kum-
pan nicht im Stich und stimm-
ten schließlich für seinen An-
trag in stark verwässerter Form. 
Man darf jetzt größere Bäume 
als vorher genehmigungsfrei fäl-

len. Na, Herr Brändlein, Blama-
ge überwunden und Axt schon 
in der Hand, hm?

Bald darauf machte der CSU-
Stadtrat den bahnbrechenden 
Vorschlag, dass an den Bam-
berger Autobahnanschlusstel-
len der A79 und der A73 Hin-
weisschilder für die Park&Ride-
Plätze angebracht werden. 
Ganz fleißig suchte er für sei-
ne Antragsformulierung sogar 
die in der Straßenverkehrsord-
nung relevanten Nummern der 
betreffenden Schilder heraus. 
Nur leider musste die Stadtver-
waltung dem eifrigen Bränd-
lein mitteilen, dass genau solche 
Schilder bereits jetzt in maximal 
möglicher Anzahl an den frag-
lichen Autobahnausfahrten auf-
gestellt sind. Glatt dran vorbei 
gefahren, hm, Speedy Bränd-
lein?

Doch schon einen Monat spä-
ter hatte der Stadtrat mit den 
tollen Ideen einen neuen Geis-
tesblitz: Um den weiteren Aus-
bau des historischen Museums 
voranzubringen, so dachte er 
sich, könnte man doch die Sat-
zung so ändern, dass Zustiftun-
gen an die Weltkulturerbestif-
tung konkret an diesen Zweck 
gebunden werden können. Das 

würde den Anreiz für manchen 
Museumsliebhaber steigern, so 
Brändleins auf den Blitz folgen-
der Gedankengang, woraus er 
umgehend einen formvollende-
ten Antrag machte. Die Stadt-
verwaltung war durchaus sei-
ner Meinung, wies aber dar-
auf hin, dass es schon nach be-
stehender Satzung möglich ist, 
auch zweckgebunden zu stiften. 
Wohl die Paragraphen nicht 
ganz aufmerksam gelesen, hm, 
Herr Rechtsanwalt Brändlein?

Aber nix für ungut. Die † 
harrt neuer Erleuchtungen. Nur 
zu!

Ka Geld füa  
Bambercher Gemüs
Das historische Gärtnerviertel 
ist dem Bamberger Stadtrat teu-
er – aber kosten darf das nichts! 
Das wurde wieder einmal deut-
lich, als der Antrag der GAL-
Stadtratsfraktion zur Zukunft 
der Bamberger Gärtnerstadt be-
handelt wurde. Die Anregung 
von GAL-Fraktionssprecher 
Wolfgang Grader, dass städti-
sche Einrichtungen (z.B. Klini-
kum, Altenheime) künftig be-
vorzugt Produkte aus heimi-
schen Gärtnereien kaufen und 

auch Abnahmegarantien ge-
ben sollen, fand im Stadtrat kei-
ne Zustimmung. Bürgermeis-
ter Hipelius (CSU) wies darauf 
hin, dass die Betriebe der Stadt 
„wirtschaftlich“ arbeiten müss-
ten – und dafür seien die hiesig 
gewachsenen Salatköpfe, Kar-
toffeln oder gelben Rüben eben 
zu teuer.

Den Gedanken, dass man für 
den Erhalt eines Weltkulturer-
begutes halt auch ein bisschen 
Geld aufbringen muss, mochte 
die Stadtratsmehrheit nicht ein-
mal im Ansatz erwägen. Interes-
santerweise auch nicht der selbst 
ernannte Vertreter des Gärtner-
standes im Stadtrat, Pankraz 
Deuber von der CSU. Er konn-
te dem GAL-Vorschlag, der für 
seinen Berufsstand Geld wert 
wäre, ebenfalls nichts abgewin-
nen. Lieber übt sich der Gärt-
nermeister weiter in der Perfek-
tion des Jammerns und verbrei-
tet Resignation („Kamma halt 
nix machen …“). 

Seine immer wieder geäußer-
ten Vorwürfe an GAL und OB-
Kandidatin Sowa, sie würden 
nichts Konkretes für den Er-
halt der Gärtnerstadt tun, führt 
er damit allerdings selbst ad ab-
surdum.

RATHAUSMA IN

†: Herr Reisky, noch immer 
sind viele SchulabgängerInnen 
in Bamberg ohne Ausbildungs-
platz. Warum ist Oberfranken 
bayerisches Schlusslicht bei der 
Jugendarbeitslosigkeit?

Wolfgang Reisky: Auf jeden Fall 
liegt es nicht daran, dass die 
Bamberger Jugendlichen düm-
mer oder unausgeschlafener 
sind als andere. Ganz Nordbay-
ern ist nach der letzten Daten-
erhebung gegenüber Südbay-
ern benachteiligt. Das Verhält-
nis zwischen angebotenen Stel-
len und Bewerbern hat sich hier 
in den letzten Jahren flächende-
ckend ungünstig entwickelt.

Es gibt zwar Bestrebungen, 
innovative Wirtschaftszwei-
ge in Bamberg zu fördern, et-
wa das „IT-Cluster“ oder den 
Tourismus, aber das ändert lei-
der nichts daran, dass Bamberg 
von den derzeitig dynamischen 
Wirtschaftsregionen recht weit 
entfernt ist. 

†: Als Ursache für die ho-
he Jugendarbeitslosigkeit wird 

häufig angegeben, die Jugendli-
chen von heute seien nicht aus-
bildungsfähig…

Wolfgang Reisky: Das Problem 
ist, dass das Arbeitsangebot für 
gering Qualifizierte verknappt 
worden ist. Vor zwanzig Jahren 
gab es noch einen Arbeitsmarkt 
für ungelernte Arbeiter, der heu-
te so nicht mehr existiert. Der 
Einstieg in eine berufliche Tätig-
keit funktioniert nur noch über 
eine Ausbildung.

Ein paar aktuelle Zahlen für 
den Raum Bamberg-Forchheim: 
Im Ausbildungsjahr 2004/2005 
waren in Bamberg 1247 Aus-
bildungsstellen bei der Arbeitsa-

gentur gemeldet, im 
Vergleich zu 1428 
im Vorjahr. Das 
entspricht einem 
Rückgang von ca. 
13 %. Die Zahl der 

gemeldeten Bewerber ging von 
3174 auf 3082 zurück, also um 
etwa 3 %.

†: Welchen Rat geben Sie ei-
nem Jugendlichen, der verzwei-
felt nach einer Lehrstelle sucht?

Wolfgang Reisky: Er soll sich be-
werben, er soll sich bewerben, 
er soll sich bewerben – und da-
bei nicht mutlos werden. Es ist 

schon eine frustrierende Ge-
schichte, wenn man jeden zwei-
ten Tag eine Mappe zurück-
geschickt bekommt, falls über-
haupt.

Mein Appell an die Jugendli-
chen lautet aber auch, sich nicht 
auf einen einzigen Ausbildungs-
beruf zu beschränken. Es gibt 
insgesamt 350 staatlich aner-
kannte Lehrberufe, von denen 
viele nicht bekannt sind. Selbst 
aktiv werden, sich umhören bei 
Verwandten, die Ohren offen 
halten, Praktika wahrnehmen – 
auch das ist ein guter Einstieg.

†: Welches ist aus Ihrer Sicht 
das größte Hindernis auf dem 
Weg zu mehr Jobs für Jugendli-
che in Bamberg?

Wolfgang Reisky: Zu wenige Aus-
bildungsstellen. Nur 63 % aller 
Betriebe sind ausbildungsbe-
rechtigt, davon bildet nur noch 
die Hälfte aus.

†: Was fehlt den übrigen 37 
%? Der Meisterbrief?

Wolfgang Reisky: Zum Teil sind 
es neue Betriebe, die noch nie 
ausgebildet haben, vielleicht 
keine Zeit haben, den bürokra-
tischen Aufwand anzugehen, 
oder auch Firmen, die sich noch 
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Die † sprach mit Wolfgang Reisky über Jugendarbeitslosigkeit in Bam-
berg, über Chancen und Hindernisse von Jugendlichen auf der Suche nach 
Ausbildungsplatz und Job, und über die Verantwortung der Betriebe

nie um eine Ausbildungsberech-
tigung bemüht haben und auch 
nicht realisiert haben, dass sie 
auch mit einem Kooperations-
partner ausbilden können, wenn 
sie selbst nicht alle Vorausset-
zungen erfüllen.

†: Könnten sich demnach 
zwei Firmen einen Azubi teilen?

Wolfgang Reisky: Oder auch 
mehrere. Es gibt historisch ge-
wachsene Verbünde, z. B. zwi-
schen Mälzern und Brauern, 
aber die Erfahrungen anderer 
Bundesländer haben gezeigt, 
dass die Verbünde noch weiter 
gehen könnten.
†: Als Projektmitarbeiter 

von BRAs beschäftigen Sie sich 
hauptamtlich mit dem Problem 
der Jugendarbeitslosigkeit. Was 
genau tun Sie?

Wolfgang Reisky: Das Bamberger 
Regionalbüro für Ausbildungs-
stellen ist ein STARegio-Projekt 
des Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung. Es ist auf 
drei Jahre angelegt und soll sich 
um die schon angesprochenen 
strukturellen Probleme unse-
rer Region kümmern. Wir bie-
ten unterschiedliche Dienstleis-

tungen für Betriebe und Ausbil-
dungsbewerber an, damit Aus-
bildungen aufgenommen wer-
den und funktionieren.

Um diese Arbeit auch länger-
fristig zu sichern, haben wir den 
neuen Ausbildungverein Bam-
berg-Forchheim auf den Weg 
gebracht.

†: Was versprechen Sie sich 
von dem Verein?

Wolfgang Reisky: Zusätzliche 
Ausbildungsverhältnisse. Wir 
wollen kleinere Unternehmen 
in der bürokratischen Abwick-
lung der Ausbildungsverhält-
nisse entlasten und Verbund-
ausbildungen organisieren. Ei-

ne Neuerung dabei 
ist, dass der Verein 
selbst Ausbildungs-
verträge abschlie-
ßen kann. Für die 
Jugendlichen organi-

sieren wir überbetriebliche Bil-
dungsangebote – die Ausbil-
dung im Verein soll keine „Bil-
liglösung“ sein! Bei Krisen un-
terstützen wir mit sozialpädago-
gischer Betreuung.

†: Nebenbei arbeiten Sie 
noch im AK Jugendarbeitslosig-
keit des Stadtjugendrings mit. 
Welchen Beitrag leistet er?

Wolfgang Reisky: Zunächst ein-
mal dient der AK der Vernet-
zung und dem Austausch. Man 

erfährt von Initiativen wie z. 
B. dem Projekt „Gute Seiten, 
schlechte Seiten“ zur Gewaltprä-
vention an Schulen. Praxisklas-
sen an Schulen wurden begleitet 
und initiiert. Das Bewusstsein 
für die Problematik wird in die 
Jugendverbände des SJR hinein-
getragen.

†: Was war für Sie persön-
lich bisher der größte Erfolg im 
Kampf gegen die Jugendarbeits-
losigkeit? 

Wolfgang Reisky: Um Jugendli-
che in Arbeit zu bringen, bedarf 
es vieler kleiner Schritte. Es ist 
schon ein Erfolgserlebnis, wenn 
man Betriebe überzeugen kann, 
dass sich die Berufsausbildung 
für den Betrieb lohnt, ja länger-
fristig überlebensnotwendig ist. 
Und natürlich besonders, wenn 
man Jugendliche in Ausbildung 
bringt und sie dadurch eine Per-
spektive erhalten, in dieser Ge-
sellschaft einen Platz zu finden.

Das Interview führte 
Barbara Göb.

Wolfgang Reisky ist Projektmit-
arbeiter am Bamberger Regio-
nalbüro für Ausbildungsstellen 
(BRAs)

„Die Bamberger Jugendlichen sind nicht  
unausgeschlafener als andere“

„Der Einstieg in den Be-
ruf funktioniert nur noch 
über eine Ausbildung.“

„Nur die Hälfte aller aus-
bildungsberechtigten 
Betriebe bildet aus.“
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Projekt Kosten für die Stadt 
(Euro) Status

Sanierung Luitpold-, Löwen-, Kettenbrücke 5,7 Mio * beschlossen
Geyerswörthsteg (Wettbewerb/Neubau) 400.000 * beschlossen
Sanierung Franz-Fischer-Brücke, Obere Mühlbrücke 800.000 steht in den nächsten Jahren an
Bau Kronacher Straße bis Coburger Straße 3,5 Mio * beschlossen
Weiterbau der Kronacher Straße bis Hallstadter Straße Kosten unklar beschlossen
Dynamisches Parkleitsystem 350.000 * beschlossen
Busbeschleunigung noch unklar (ca. 2 Mio) beschlossen
Umsetzung von Maßnahmen aus dem 
Verkehrsentwicklungsplan ca. 1,4 Mio beschlossen

neue Parkplätze für Forum, inkl. neuer Kreuzungsbereich 
(Gesamtkosten zu tragen von Stadt und Stadtwerken) 1,9 Mio von OB Lauer „versprochen“

Fußgängerunterführung u. P&R-Platz Brennerstraße 1,2 Mio * beschlossen
Sanierung Kreuzung Berliner Ring/Memmelsdorfer Str. 1,3 Mio beschlossen
Maxplatzsanierung, Lichtmasterplan u. Beleuchtung 
Maxplatz ca. 1 Mio * beschlossen

Erweiterung des Historischen Museums 2 Mio beschlossen
Städtebauförderung (darunter Soziale Stadt 
Malerviertel, Gereuth/Hochgericht, Sandstraße, BA-
Mitte, Untere Mühlen u.a.)

6 Mio * beschlossen

Hochwasserfreilegung Gaustadt 1 Mio * beschlossen
laufende Bauwendungen Schulen 3,5 Mio beschlossen
Sanierung Turnhalle Domschule 80.000 wird debattiert
Neubau Hallenbad am Stadion (Gesamtkosten zu tragen 
von Stadt und Stadtwerken) 18 – 20 Mio wird debattiert

Sanierung Freibad Gaustadt 2 – 4 Mio wird debattiert
Sanierung Stadtbad für Tourismus&Kongress-Service 1,5 Mio beschlossen
Sanierung Stadiontribüne Volkspark 2,7 Mio wird debattiert
Bahnparallele Innenstadttangente Kosten unklar wird debattiert
Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes 7,5 Mio wird debattiert
Landesgartenschau 2012 7 Mio * beschlossen

(* = Kosten, die die Stadt zu tragen hat; Zuschüsse aus anderen öffentlichen Haushalten sind schon abgezogen)

Die Bamberger „Wünsch Dir was“-Liste

Man kann es ja verstehen: Die 
Wunschliste auch der BürgerIn-
nen ist lang. Und als guter Stadt-
rat hat man zuvörderst im Sin-
ne, diese Wünsche zu erfüllen. 
Man will ja auch wiedergewählt 
werden.

Auf der anderen Seite: Die 
knappe Kassenlage Bambergs 
ist nicht nur im Rathaus be-
kannt. Und spätestens nach sei-
nen ersten Haushaltsberatungen 
müsste jedes Ratsmitglied wis-
sen: Wundertüten sind was für 
Kinder, nicht aber für die kom-
munale Finanzpolitik. Doch all-
zu lange haben die daraus resul-
tierenden guten (Spar-)Vorsätze 
nie gehalten. Je näher ein Wahl-

termin rückt, desto stärker setzt 
sich das „Wünsch dir was!“-
Motto durch.

So ist es auch in diesem Jahr 
– steht doch die OB-Wahl un-
mittelbar vor der Tür. Ein neu-
es Hallenbad braucht Bam-
berg – unbedingt. Die Kronach-
er Straße muss gebaut werden 
– endlich. Und Bamberg ohne 
Landesgartenschau – undenk-
bar. Dass – ganz nebenbei, ver-

steht sich – die Bamberger Brü-
cken kostspieligst saniert wer-
den müssen, der Maxplatz nach 
wie vor seiner endgültigen Sa-
nierung harrt und der Fußgän-
gertunnel unter dem Bahnhof 
eigentlich seit Jahren fertig sein 
müsste – wer wollte das ernst-
haft leugnen. Die Wunschliste 
(siehe unten!) ist also lang und 
wird immer länger.

Da will der frischgebacke-
ne OB-Kandidat der SPD nicht 
nachstehen: Ein neues Rathaus 
muss her, koste es was es wol-
le. Schlappe 10 bis 20 Millio-
nen Euro – und das bloß für 
den Kauf des Sparkassengebäu-
des am Schönleinsplatz, von den 
notwendigen Umbaumaßnah-
men war noch nicht mal die Re-
de … – müssen da doch drin 
sein, oder?

Hier endlich kommt das 
„Prinzip Hoffnung“ ins Spiel. 
„Irgendwie“ – so das allgemeine 
Credo – kriegen wir das schon 
hin, Staatszuschüsse könnten 
vielleicht fließen, oder die Ge-
werbesteuer fällt doch mal wie-
der unerwartet hoch aus. Das 

geht dann so lange gut, bis die 
Bezirksregierung in Bayreuth 
ein lautes „Veto“ ruft und den 
Bamberger Haushalt nicht ge-
nehmigt.

Was tun in einer solch ver-
fahrenen Situation? Die Sün-

den der Vergangenheit lasten 
schwer auf den städtischen Kas-
sen. Zum Beispiel: Der Bau der 
Konzert- und Kongresshalle hat 
sich – wie erwartet – als Fass oh-
ne Boden erwiesen. Und die Lu-
xussanierung des Theaters er-
zeugt Folgekosten noch und nö-
cher. Die Dauermelkkuh Stadt-
werke mit ihren Gewinnen wird 
nicht noch stärker belastet wer-
den können, ohne selbst Scha-
den zu nehmen.

Für einen verantwortungsvol-
len Stadtrat müsste das eigent-
lich bedeuten: Nicht Wünsche 
wecken und unehrliche Verspre-
chungen machen, sondern sorg-
sam mit den vorhandenen Mit-
teln umgehen. Weder ein neues 
Hallenbad noch gar ein „Tech-
nisches Rathaus“ am Schönleins-
platz sind auch nur annähernd 
realisierbar. Die Landesgarten-
schau kann es – wenn über-
haupt – nur in einer Ökosparva-
riante mit viel Eigenbeteiligung 
der BürgerInnen geben. Bei den 
Brückensanierungen müssen al-

le Sonderwünsche hintangestellt 
und Zeitpläne so weit wie mög-
lich gestreckt werden.

Und: Bei allen Maßnahmen, 
die Geld kosten, ist auf ihre 
„Rentierlichkeit“ zu achten. Ren-
tierlich sind z.B. alle Planungen 
im Rahmen der Städtebauför-
derung oder Förderprogram-
me wie „Soziale Stadt“. Denn je-
der Euro, der hier ausgegeben 
wird, regt private Investitionen 
in mehrfacher Höhe an.

Und schließlich gilt auch: Gu-
te Politik muss nicht immer die 
teuerste sein. Zum Beispiel: Ein 
ökologisch verträgliches Ver-
kehrskonzept lässt sich ohne 
Millionen-Investitionen umset-
zen, ein kostenträchtiges dyna-
misches Parkleitsystem kann 
man sich so sparen. Oder allge-
meiner gesagt: Wenn das Geld 
an allen Ecken und Enden fehlt, 
dann ist um so mehr Phanta-
sie und Ideenreichtum gefragt – 
bei Planungen, der Verwaltung, 
den Stadtratsmitgliedern und 
auch bei den BürgerInnen.

Wünsch dir was! oder Finanzpolitik im Bamberger Rathaus
Neues Hallenbad, Landesgartenschau, neue Brücken, Parkleitsystem … – Die Wunschliste des Stadtrats ist ebenso lang wie die Finanzie-
rung der Projekte vage

Wir wissen zwar nicht, wieviele Bamberger Stadtrats-
mitglieder die in den 70er Jahren sehr beliebte Unter-
haltungssendung „Wünsch’ dir was!“ gesehen haben. 
(Dem Durchschnittsalter im Rat nach zu schließen: vie-
le) Und wahrscheinlich hat sich noch kaum jemand 
aus dem Stadtrat mit Ernst Blochs „Das Prinzip Hoff-
nung“ befasst. Dennoch: „Wünsch dir was“ und das 
„Prinzip Hoffnung“ scheinen die magischen Worte zu 
sein, die die Bamberger Finanzpolitik prägen – und das 
schon seit Jahren.

Bürgermeister Werner Hipe-
lius (CSU) bei der Debatte um 
die Landesgartenschau: „Wir 
können es uns nicht leisten, 
aber wir wollen es uns leisten!“

Wahnsinn mit System
Die Finanzpolitik in Bamberg ist zwar Wahnsinn, sie hat aber zu-
mindest „System“. Und das System funktioniert so:
Wenn’s ums Geld geht, reden viele mit. Die Fachreferate stellen 
jedes Jahr Wunschlisten auf, die man hierzulande „Mittelanforde-
rungen“ für den nächsten Haushalt nennt. Die jeweiligen Fach-
ausschüsse des Stadtrats (Senate) „beschließen“ diese Wunschlis-
ten meist unverändert – denn sie müssen sich um das notwendi-
ge Geld keine Sorgen machen. „Kassenwirksame“ Entscheidun-
gen kann erst der Finanzsenat treffen. Da sitzen zwar großteils 
dieselben Leute wie in den Fachausschüssen. Doch jetzt sind sie 
plötzlich nicht mehr „Fach“politikerInnen, sondern Finanzfach-
leute mit Rotstifterfahrung. 
Dabei ist aber nicht jedem Referat genau ein Senat zugeord-
net, sondern die Zuständigkeiten überschneiden sich, und es 
gibt noch weitere Gremien, die Empfehlungen für Investitionen 
aussprechen. Kein Wunder also, dass der Stadtrat im fröhlichen 
Durcheinander munter Investionsbeschlüsse ansammelt, die mit 
Finanzierbarkeit nichts zu tun haben.
Andere Städte, andere Sitten: Es gilt mittlerweile als „Stand der 
Technik“, dass einer Verwaltungseinheit, also einem Referat bei-
spielsweise, lediglich ein Beschlussorgan auf Seiten des Stadt-
rats gegenübersteht. Und dieser Ausschuss oder dieser Senat hat 
nicht nur die fachliche, sondern auch die finanzielle Zuständig-
keit (einschließlich des Personals!). Er verfügt über ein festes Bud-
get, das ihm vorab – per „Eckwertebeschluss des Stadtrats“ – zur 
Verfügung gestellt wird. Der jeweilige Ausschuss legt also die po-
litischen Prioritäten festlegen und stellt die dafür notwendigen 
Mittel bereit.

Baustelle Luitpoldbrücke                                                                                                             Photo: Erich Weiß

Die Bamberger „Wünsch Dir was“-Liste wurde von der GAL er-
stellt. Stadtratsmehrheit und Oberbürgermeister versäumen es 
seit Jahren, dies zu tun und sich der Realität zu stellen, dass man 
nicht alles und schon gar nicht alles auf einmal haben kann. 
Stattdessen beschließen und debattieren die einzelnen Senate 
unabhängig voneinander große und kleine publikumswirksa-
me Projekte. Selbst wenn diese dann offiziell „beschlossen“ sind 
(siehe Status-Spalte), ist ihre Finanzierung und Verwirklichung 

noch lange nicht gesichert. Den Bürgern und Bürgerinnen wer-
den auf diese Weise unehrliche Versprechungen gemacht.

Zu den Wünschen der Liste kommen übrigens noch weitere 
größere und kleinere Posten, die unvermeidlich zu zahlen sind, 
wie etwa: Verlustübernahme Sozialstiftung (3 Mio Euro), Scha-
densersatz Warmuth-Prozess (3 Mio Euro?), Umsetzung Park-
pflegewerk Hain, Neuanschaffung Feuerwehrfahrzeuge, Um-
setzung Programm Vital Cities u.a.
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nal Kurzarbeit zu verhandeln, oder als der Ver-
dacht aufkam, ein an Hepatitis C erkrankter Chi-
rurg könnte Patienten angesteckt haben. Ebenso 
mischte der quirlige Rechtsanwalt bei der Über-
nahme der Schellerer-Privatklinik durch die So-
zialstiftung mit, diesmal als Vertreter eines Schel-
lerer-Bruders (der sich durchaus darüber gefreut 
haben mag, dass sein Rechtsbeistand auch an ent-
scheidungsbefugter Stelle des Verhandlungspart-
ners Sozialstiftung mitreden darf). Nebenbei stellt 
Dr. Heller seine reichhaltigen Kenntnisse der 
Stadt noch bei Grundstücksverkäufen zur Verfü-
gung und vertritt die Sparkasse (auch ein Unter-
nehmen der Stadt) in Prozessen.

Die „Dunkelziffer“ Hellerscher Einsätze für die 
Stadt und ihre Betriebe dürfte hoch sein. Ein klei-
ner Bummel durch die Gänge der hiesigen Ge-
richte mit Blick auf die Anzeigetafeln vor den Sit-
zungssälen könnte da noch einiges ans Tageslicht 
bringen …

l i g e s Der Mann 
für alle Fälle

Was wäre Bamberg ohne Dr. Franz-Wilhelm 
Heller? Vermutlich ein im juristischen Nirwana 
ziellos herumirrendes Gebilde, vergeblich auf der 
Suche nach Halt und Orientierung. Aber – Gott 
sei Dank – haben wir ja Herrn Dr. Heller, den 
CSU-Stadtrat und multi-kompetenten Rechtsan-
walt. Egal, welche rechtliche Frage sich stellt, wel-
che Prozesse sich für die Stadt auftun, welche ju-
ristische Beratung vonnöten ist – der redegewalti-
ge Rechtsvertreter ist immer zur Stelle und in der 
Lage, passende Textbausteine aus seinem omni-
potenten Advokatsgehirn abzurufen.

Wen wundert’s, dass man überall auf den Na-
men Heller trifft: Selbstredend ist er der Wort-
führer beim gewichtigsten Gerichtsfall, den die 
Stadt je am Hals hatte, dem Warmuth-Prozess. 
Aber auch in der Sozialstiftung taucht Dr. Heller, 
der selbst als CSU-Vertreter im Stiftungsrat sitzt, 
immer dort auf, wo sich Paragraphen tummeln: 
Zum Beispiel, als es darum ging, mit dem Perso-

Wenn der neue Geschäftsfüh-
rer der Sozialstiftung, Xaver 
Frauenknecht, über seine „Ge-
schäftspolitik“ für das Klinikum 
spricht, fühlt man sich an ein be-
triebswirtschaftliches Seminar 
erinnert: 

Da ist von „Umsatzrendite“ 
die Rede, von „Unternehmens-
strategie“, „ positiven Ge schäfts-
er gebnissen“ und „Markt an-
teil erhöhung“.  Seine Ziele sind 
„Prozessoptimierung“, denn 
die führt „zu geringerem Per-
sonalbedarf“, und eine „Inten-
sivierung der Akquise in Form 
von Marktpotenzialanalysen“. 
(Alle Zitate aus FT-Artikel vom 
4.5.05)

Entsprechend sehen auch die 
für die nächsten Jahre geplanten 
Investitionen aus: Sie konzen-
trieren sich auf technische Aus-
stattung, Infrastruktur und bau-
liche Erweiterungen. Beim Per-
sonal hingegen wird gespart.

Reinigungskräfte und Kü-
chenpersonal beschäftigt man 
schon seit einigen Jahren über 
eine gesonderte Service-GmbH, 
damit ihnen nicht die höheren 
Löhne des öffentlichen Tarifs 
gezahlt werden müssen.

Die Krankenpflegeschule hat 
seit 2004 ihre Kurse zur Ausbil-
dung von Krankenschwestern 

und -pflegern von zwei auf einen 
jährlich reduziert. Ende 2004 
mussten rund 200 Beschäftigte 
der Sozialstiftung (vor allem im 
Klinikum) vorübergehend auf 
Kurzarbeit gehen.

Und vor dem Hintergrund 

dieser Sparmaßnahmen beim 
Personal beschloss der Stiftungs-
rat mehrere – zum Teil millio-
nenschwere – Projekte: Für 2,2 
Mio Euro soll die Küche im Kli-
nikum umgebaut werden. Ein 
neues Parkhaus soll für 1,8 Mio 
Euro entstehen, um auf dem 
Platz des bisherigen Parkhau-
ses ein neues Ärztezentrum er-
richten zu können (wieder eine 
Millioneninvestition). Gleichzei-
tig erweiterte sich das Klinkum 
durch Übernahme der Schel-
lerer-Privatklinik und beziffert 
Frauenknecht den Investitions-
stau bei technischen Geräten auf 
20 Mio Euro.

Die GAL hält diese Geschäfts-
politik für bedenklich und ge-
fährlich, denn sie setzt Wirt-
schaftlichkeit über die Qualität 
der Patientenbetreuung. Auch 
wenn der Markt solche Maxi-
men zu diktieren scheint, muss 
sich die Politik in Bamberg über-
legen, ob sie sich diesem Dik-
tat ohne Abstriche unterwerfen 
will. Umsatzmaximierung und 

Defizitminimierung sind rein 
wirtschaftliche Ziele.

Doch zur Gesundheitsfür-
sorge, die ja Auftrag eines Kli-
nikums ist, gehören auch sol-
che Dinge wie das Wohlbeha-
gen der PatientInnen, mensch-

liche und individelle Betreuung, 
schmackhaftes Essen, gut ausge-
bildetes Personal mit akzeptab-
len Arbeitsbedingungen, Offen-
heit des Systems für interne Kri-
tik.

Aber all diese Werte wer-
den zunehmend rein marktwirt-
schaftlich beurteilt: unrentabel, 
verzichtbar, irrelevant. Und zur 
Diskussion darüber, ob und in-
wieweit man die Krankenhäu-
ser der Stadt überhaupt dem rei-
nen Marktdenken unterwerfen 
will, kommt es nicht mehr, seit 
es die Sozialstifung gibt, der Stif-
tungsrat nur noch nichtöffent-
lich tagt, Stiftungsratsmitglieder 
aus den Sitzungen so gut wie gar 
nicht berichten dürfen und oh-
nehin nur mangelhaft informiert 
werden.

Die Entscheidung „Klinikum 
– quo vadis?“ ist so von einer 
bürgernahen Politik abgekop-
pelt und orientiert sich entspre-
chend: an Bilanzen und Umsät-
zen, nicht am Alltag und den Be-
dürfnissen der Bevölkerung.

Marktorientierung contra 
Wohlbehagen
Klinikum – quo vadis? Das moderne Gesundheitswesen unterwirft alle Kranken-
häuser marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und Mechanismen, denen sie 
sich schwer entziehen können. Doch die Bamberger Sozialstiftung orientiert sich 
mit Klinikum und Nervenklinik so zielstrebig am „Markt“, dass einem um die einfa-
che Gesundheitsvorsorge vor Ort schon Angst und Bange wird.

Das neue Parkhaus am Klinikum                                                                                              Photo: Erich Weiß

Im Oktober gaben die Stadtwer-
ke bekannt, dass die Gaspreise 
in zwei Stufen (Oktober 2005 
und Januar 2006) um insgesamt 
20% steigen werden. Dies be-
ruhte auf einem einstimmigen 
Beschluss des Aufsichtsrats der 
Stadtwerke, in dem CSU (OB-
Kandidat Peter Neller), SPD 
und Freie Wähler vertreten 
sind. Betroffen sind rund 17.000 
Haushalte in Bamberg und Um-
gebung; für den durchschnitt-
lichen Haushalt entstehen laut 
Stadtwerken Mehrkosten von 
178 Euro pro Jahr.

Das städtische Energieunter-
nehmen beruft sich auf weltwei-
te Entwicklungen, in deren Zu-
ge die Öl- und Gaspreise inter-
national rapide anziehen. Laut 
Geschäftsführer Rubach gibt 
man auf diese Weise „lediglich“ 
die Gaspreissteigerung weiter, 
die auch die Stadtwerke an ih-
ren Vorlieferanten zahlen müs-
sen, mit dem sie wiederum lang-
fristige Verträge haben. Doch 
da schließt sich schon ein Kreis: 
Eben dieser Vorlieferant (die 
Ferngas Nordbayern, zugehörig 
zum Konzern der E.on-Ruhr-
gas-International AG) ist seit 
der Teilprivatisierung der Bam-
berger Stadtwerke vor ein paar 
Jahren Anteilseignerin und be-
stimmt die Geschäfte am Mar-
garetendamm mit. Der Vorlie-
ferant sitzt also für beide Seiten 
am Tisch, wenn die Stadtwer-
ke Gasbeschaffungsverträge ab-
schließen!

Stimmt die Kosten-
kalkulation?
Abgesehen davon ist die GAL 
bezüglich der 20% skeptisch! 
Schaut man sich die Wertschöp-
fungskette beim Gas an (siehe 
Grafik), kann man an eine 20%-
Steigerung, die von den Stadt-
werken wirklich nur „durchge-
reicht“ wird, nicht so recht glau-
ben. Denn der Gaseinkaufspreis 
für die Stadtwerke (Gasbeschaf-
fung) müsste sich verdoppeln (!), 
damit sich daraus um ein Fünf-
tel erhöhte Endverbraucherprei-
se errechnen.

Ist das wirklich so? Die Stadt-
werke haben bisher ihre Kal-
kulation gegenüber den Kun-
den und Kundinnen nicht offen 
gelegt. Das hat aber die GAL-
Stadtratsfraktion, die wie gesagt 
nicht im Aufsichtsrat sitzt und 
keinen Einblick in Geschäftsun-
terlagen hat, nun beantragt. Erst 
daraus kann sich ergeben, ob 
die Gaspreiserhöhung mit den 
gestiegenen Lieferantenpreisen 
begründet werden kann, oder 
ob sie nicht doch eine verdeck-
te Kostensteigerung zu Gunsten 
der Stadtwerke ist.

Solange das nicht geklärt 
ist, werden alle Mitglieder der 
GAL-Fraktion sowie des GAL-
Vorstands ihre privaten Gas-
rechnungen nur unter Vorbe-
halt zahlen. Und wir empfeh-
len dies auch allen kritischen 
Gas-KundInnen der Stadtwer-
ke. Denn laut § 315 BGB muss 

eine Preiserhöhung „angemes-
sen“ sein und „billigem Ermes-
sen“ entsprechen. Sollte sich al-
so herausstellen (evtl. durch ein 
Gerichtsurteil), dass die Gas-
preiserhöhung der Stadtwer-
ke diese juristischen Kriterien 
nicht erfüllt, können Überzah-
lungen zurückgefordert werden 
– und genau dafür ist es wich-

tig, den Stadtwerken gegenüber 
den Vorbehalt auch deutlich zu 
machen.

Damit eine solche Vorbe-
haltszahlung, die auch zahlrei-
che Verbraucherverbände emp-
fehlen, rechtlich abgesichert ist, 
empfiehlt die GAL ein Form-
schreiben, das jedeR Verbrau-
cherIn nur mit Namen, Adresse 
und Kundenangaben versehen 
muss und dann an die Stadtwer-
ke schicken kann. Das Form-
schreiben ist von unserer Ho-

mepage (www.gal.bamberg.de) 
herunterzuladen.

Im Gegensatz zu weiterge-
henden Empfehlungen man-
cher Verbraucherverbände ra-
ten wir nicht zur Einstellung der 
Zahlungen. Durch den Vorbe-
halt ist sichergestellt, dass die 
Versorgung nicht unterbrochen 
werden kann, die spätere Rück-

forderung ist dann natürlich Sa-
che des Verbrauchers. Aber zu-
mindest der Energieversorger 
e.on hat bereits angekündigt, 
seine interne Kalkulation offen-
zulegen. Wir hoffen, dass die 
Stadtwerke über kurz oder lang 
diesem Beispiel folgen und dann 
gegebenenfalls von sich aus Gut-
haben erstatten.

Weitere Infos gibt der Bund der Ener-
gieverbraucher: 
www.energieverbraucher.de

Gaspreise um 20 % höher?
Nicht mit uns!
Die GAL ruft alle Bamberger GaskundInnen auf, sich zu wehren und die 
Gaspreiserhöhung nur unter Vorbehalt zu zahlen

Die GAL empfiehlt: Gasrechnung nur auf Vorbehalt zahlen
Photo: Erich Weiß

Zusammensetzung des Gaspreises für den Endverbraucher: 
Ortsversorgung = Kosten für Verteilung des Gases vor Ort an die 
Endverbraucher
Gasbeschaffung = das, was die Stadtwerke an ihren Vorlieferan-
ten zahlen müssen
Steuer = Energiesteuer, an den Staat abzuführen
Transport und Handel = Kosten für Transport und Handel inner-
halb Deutschlands
(Quelle: Lehrstuhl für Energiewirtschaft TU München, Energie-
wirtschaftliche Tagesfragen 2004)

Gut zum Fuß – gut zur Umwelt !

Bei uns erhalten Sie

Bundgaard (jetzt bis Gr. 41) + Va Bene +
Think + Ganter + Loint’s + Wesenjak +
Hartjes + Highlander + trippen u.v.m.

BA - JOSEPHSTR. 9 (Nähe Luitpoldstr.)
Mo – Fr  9.30 – 18.30 h   Sa  9.30 – 14 (16) h Tel 0951/201266
Bus   5 min Luitpold-Eck Bahnhof   5 min P   im Hof
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Was sein muss, muss sein. 
Und was sein muss, bestim-
men in diesem Fall versiche-
rungsrechtliche Vorschriften. 
Die in den letzten Jahren aus-
gebauten Räume des histori-
schen Museums in der Alten 
Hofhaltung müssen nämlich 
nach Aussagen von Museums-
direktorin Regina Hanemann 
mit einer Gesamt-Alarmanla-
ge gesichert werden. Das gilt 

auch, wenn diese Räume leer 
stehen, sprich, wenn sich über-
haupt keine Ausstellungsstü-
cke – schon gar keine wertvol-
len – darin befinden.

Leer werden die Räume 
noch einige Zeit bleiben, denn 
die Stadt hat kein Geld, sie mu-
seumsadäquat auszustatten, zu 
möblieren und personell zu 
besetzen. Der Firma Siemens 
als Alarmanlagenbetreiberin 

ist das egal, sie bewacht auch 
Leerstand und berechnet ihre 
Kosten nach Fensterfläche. So 
werden sich die Kosten für den 
Wartungsvertrag im Jahr 2006 
verdoppeln – Steigerung von 
32.000 Euro (2005) auf 60.000 
Euro. Auch die Leerstände im 
Historischen Museum sind al-
so vollständig und bestens ab-
gesichert. Klauen doppelt 
zwecklos!

Gesicherte Leere im Historischen Museum

Flotte Verträge mit fatalen Fehlern
Wie Schlamperei und Hektik 
zu einem dicken Minus wer-
den, das lehrt nun die End-
abrechung der Ziegelbausa-
nierng.

Rückblick: Als die Stadt sich 
im Jahr 2002 nach langem Hin 
und Her entschloss, den Kali-
ko-Ziegelbau in Eigenregie zu 
sanieren, wollte man schnell 
handeln und rechnete nicht 
lange herum. Man schätzte 
die Baukosten auf 3,7 Mio Eu-
ro und schloss aufgrund die-
ser groben Schätzung (und 
nicht aufgrund von sonst üb-
lichen Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen) mit der Hotelbe-
treiber-Firma Welcome einen 
Pachtvertrag über 153.000 Eu-
ro jährlich ab.

Doch bei näherer Bespre-
chung mit den beauftragten 
Architekten stellte sich heraus, 
dass diese 4,85 Mio Euro als 
nötige Bausumme veranschlag-
ten. Schließlich einigte sich die 
Stadt mit den Architekten auf 

eine Kostenobergrenze von 4,5 
Mio Euro, die auch vertrag-
lich festgelegt wurde. Im weite-
ren Verlauf hatte nicht nur das 
Architekturbüro auf die Ein-
haltung der Kosten zu achten, 
sondern zusätzlich ein eigens 
dafür beauftragter Projektsteu-
erer, mit dem man ebenfalls ei-
nen Vertrag geschlossen hatte.

Doch nach Beendigung der 
Bauarbeiten stellte sich her-
aus: Die Gesamtsumme be-
lief sich auf 5,2 Mio Euro – 
700.000 Euro mehr als veran-
schlagt. Aber weil alle Verträ-
ge schlampig und in Hektik 
ausgearbeitet wurden, nutzen 
die darin eingebauten Kosten-
obergrenzen der Stadt aller 
Voraussicht nach gar nichts – 
außer vielleicht als Lehrstück 
für die Zukunft.

Den Projektsteuerer kann 
man höchstwahrscheinlich 
nicht belangen, weil im Ver-
trag nur von einer „Zusam-
menführung von Gesamtpro-

jekt und Kostenermittlung“ die 
Rede war – und zusammenge-
führt sind auch Kosten mit we-
sentlichen Überschreitungen.

Von den Architekten ist ver-
mutlich auch nichts zu holen, 
weil man ihnen sehr mühsam 
nachweisen müsste, dass sie 
die Stadt tatsächlich zu spät 
auf Mehrkosten aufmerksam 
gemacht haben, und weil die 
Stadt konkret angeben müsste, 
welche Ausgaben sie sonst an-
ders getätigt hätte. Außerdem 
sind Mitglieder der Stadtver-
waltung nicht ganz unbeteiligt 
gewesen an Umplanungen und 
Sonderwünschen.

Leider lässt sich auch an 
den Pachtzahlungen, die mit 
Welcome vereinbart wurden, 
nichts mehr drehen, obwohl 
die eigentlich hätten höher aus-
fallen müssen – gemessen an 
den nun deutlich gestiegenen 
Sanierungskosten.

i m p r e s s u m Der Intendant der Bamber-
ger Symphoniker, Paul Mül-
ler, streicht zwar ohne zu blin-
zeln jährlich einen Zuschuss 
der Stadt Bamberg in Höhe 
von mittlerweile 1,2 Mio Eu-
ro ein – aber von einem kulan-
ten Verhalten seinerseits kann 
nicht die Rede sein.

Jahrelang musste sich die 
Verwaltung der Konzert- und 
Kongresshalle (4 Arbeitsplät-
ze für 5 Angestellte) in einem 
mickrigen Raum von 17 m2 
Größe drängeln, weil Müller 
und seine Symphoniker in dem 
riesigen Hallengebäude alle an-
deren Räume belagern. Der 
vom Symphoniker-Chef bean-
spruchte Raumbedarf ist ganz 

schön üppig, wenn man mal 
nachrechnet: Rund 6000 m2 
der „Sinfonie an der Regnitz“ 
fallen auf Büroräume, Stimm-
zimmer, Garderoben, Solisten-
zimmer, Notenräume, Technik 
und weitere Nebenräume, die 
alle permanent von den Sym-
phonikern genutzt werden. 
Keinen einzigen Raum trat 
Müller der Stadthallen GmbH 
ab – da halfen weder überzeu-
gende Argumente noch Bitten.

Nachdem auch Oberbürger-
meister Lauer sich offensicht-
lich nicht durchsetzen konn-
te oder wollte – obwohl die 
Stadt ja Eigentümerin des Ge-
bäudekomplexes ist –, wurde 
nun angebaut: neue Büroräu-

me von 60 m2 für nicht ganz 
billige 120.000 Euro (bedingt 
durch statische Schwierigkei-
ten). Ein bisschen ist der An-
bau auch eine „Belohnung“ für 
den fleißigen Geschäftsführer 
Horst Feulner, der den städti-
schen Zuschussbedarf für die 
Halle immerhin von 600.000 
auf 400.000 senken konnte. 
Und immerhin hat die GmbH-
Verwaltung jüngst auch die Be-
wirtschaftung der Konzerthalle 
(Warmuth-Nachfolge) und da-
mit noch mehr Aufgaben über-
nommen.

Die Müllersche „Selbstherr-
lichkeit an der Regnitz“ wurde 
jedenfalls so in Stein gefasst.

Selbstherrlichkeit an der Regnitz

Dass in der Stadtbücherei die 
Herren vom Domberg das Sa-
gen haben, obwohl die Stadt 
den Löwenanteil der Kosten 
trägt (75%) und die Erzdiözese 
nur 25% beiträgt, hat sich jetzt 
wieder gezeigt.

Als die Erzdiözese im Rah-
men ihrer Konsolidierungs-

maßnahmen in ihrem Perso-
nalhaushalt kürzte, nahm sie 
kurzerhand drei frei geworde-
ne Arbeitsstellen in der Stadt-
bücherei her, um dorthin ein 
paar Beschäftigte „abzuschie-
ben“.

Dem Stadtbücherei-Kura-
torium wurde diese Entschei-

dung nur noch nachträglich 
bekannt gegeben.

Die Stadt übernimmt selbst-
redend die Entlohnung der 
drei neuen Beschäftigten zu 
75%, und natürlich zahlt sie 
entsprechend auch für deren 
fachliche Qualifizierung.

Klerikal-elegante Personalentsorgung

Den fairen „Bamberg-Kaffee“, 
den die Bamberger Kaffeerös-
terei Minges seit einigen Jah-
ren verkauft, wird es bald nicht 
mehr geben. Nachdem Min-
ges bei seiner Produktion des 
Bamberg-Kaffees die Richtlini-
en der FLO (internationale Or-
ganisation für die Kontrolle des 
fairen Handels) nicht mehr ein-
gehalten hatte, wurde dem Pro-
dukt das TransFair-Label vor 
kurzem aberkannt. Der Verein 
TransFair e.V. zeichnet Produk-
te mit seinem Siegel aus, die fai-
ren Handel und faire Arbeitsbe-
dingungen für die Herstellerfa-

milien in Afrika, Asien und La-
teinamerika garantieren.

Laut TransFair e.V. ist Min-
ges nun nicht mehr Lizenzver-
tragspartner des Verbands und 
darf ab Frühjahr 2006 (wenn 
voraussichtlich die Lagerbe-
stände des noch fair gehandel-
ten Bamberg-Kaffees auslaufen) 
das TransFair-Label nicht mehr 
verwenden. Auch das Bamberg-
Logo wird dann vorerst nicht 
mehr auf Minges-Kaffee zu fin-
den sein. Denn die Stadt unter-
stützte den Bamberg-Kaffee im 
Rahmen ihrer Lokalen Agenda 
21 und hat konsequenterweise 

Firma Minges bald nicht mehr „fair“
nun ebenfalls eine Verwendung 
ihres Logos untersagt.

Die Firma Minges äußerte 
dazu folgende Stellungnahme: 
Neue Auflagen von TransFair 
– bestimmte Aufdrucke auf den 
Kaffee-Packungen betreffend – 
habe man bei Minges nicht ak-
zeptieren können. Deshalb ha-
be man sich von TransFair ge-
trennt und wolle sich einem an-
deren Verband anschließen, der 
ebenfalls fairen Handel garan-
tiert. Den Verband konnte die 
Geschäftsleitung der Firma Min-
ges bei Redaktionsschluss aller-
dings noch nicht nennen.

Einst wurde der kommunale Sa-
nierungszuschuss „Bamberger 
Modell“ für den Erhalt der we-
nig spektakulären Wohn- und 
Geschäftshäuser gegründet, die 
sich in äußerst desolatem Zu-
stand befanden und für deren 
Sanierung es damals keine fi-
nanziellen Zuschüsse gab. Ob-
wohl sich dies mittlerweile geän-
dert hat, leistet sich die Weltkul-
turerbestadt trotz angespannter 
Haushaltslage nach wie vor die-
sen kleinen Luxus zum Erhalt 
der historischen Bausubstanz. 
Und das ist gut so! Es sind zwar 
keine Reichtümer, die sich die 
HauseigentümerInnen durch 
den 10- bis 35-prozentigen Zu-

schuss auf die denkmalrelevan-
ten Sanierungskosten erhoffen 
können, doch für den „kleinen 
Häuslesanierer“ sind auch ein 
paar 1000 Euro schon ein Be-
trag, der zählt. Ein nettes Zu-
brot, das die Nutzniesser ohne-
hin erst nach vier Jahren erreicht 
und auch Anerkennung für ihre 
Verdienste um das Gesicht des 
Weltkulturerbes sein soll.

Ca. 60 einzelne Auszahlun-
gen (insgesamt 246.000 Euro) 
wurden in den letzten drei Jah-
ren für ebenso viele Maßnah-
men von der Stadt genehmigt. 
Doch eine finanzielle Schiefla-
ge ist bei näherem Hinsehen zu 
entdecken: 40% der Zuschüsse 

gingen an zehn öffentliche bzw. 
nichtprivate Objekte (darun-
ter Altes Rathaus, Gebäude der 
Stadtbau oder der Kirche), die 
anderen 60% verteilen sich – zu 
logischerweise kleineren Beträ-
gen – auf die privaten Hausbe-
sitzer, die nach dem Urspungs-
gedanken des „Bamberger Mo-
dells“ eigentlich profitieren soll-
ten.

Kleine Häuslesanierer benachteiligt

Mehrere Fassaden von Privathäusern in der Königstraße profitierten von Zuschüssen aus dem Bam-
berger Modell.         Erich Weiß


